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X.AZR 239/32
1 Sa 664/58 Düsseldorf [jjj Nameil (ICS Volkes!
Verkündet 

am 2 0 . Januar 1961 
ge z Henke linann ,
Angestellte 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Urteil

In Sachen

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund 
der mündlichen Verhandlung vom 20: Januar 1961 durch die 
Bundesrichter T>r, Schröder, Wichmann und Ihn Gröninger 
sowie die Bundesarbeitsrichter Er, Gcrland und Hüsing 
für Recht erkannt!

Auf die Revision der Kläger und die Anschluß­
revision der Beklagten wird, das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Düsseldorf vom 4 c Mai 1959 
- 1 Sa 664/58 - aufgehobeno
Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent­
scheidung, auch über die Kosten der Revision, an 
das Landesarbeitsgericht Düsseldorf zurückverwie-
S ÖT1 c

V o n  R e c h t s  w e g e n  !
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Tatbestand:
Balde Kläger waren seit 1948 bzw, 1949 bei der Be­

klagten in einem Werk in B- ■' - -G beschäftigte
Sie gehörten im Jahre 1958 dem Betriebsrat an. Mit Schrei­
ben vom 25: April 1958 wurden sie von der Beklagten frist­
los entlassen,, und zwar der Kläger zu l), weil er anläßlich 
der Urabstimmung über einen Vermittlungsvorschlag des Ar- 
beitsministers zur Beilegung des im Frühjahr 1958 entstan­
denen Lohnkorflikta in der eisenschaffenden Industrie 
Hordrhein-Westfalens eine Verfälschung des Wahlergebnisses 
geduldet bzw, erleichtert habe, der Kläger zu 2), weil 
gegen ihn der begründete schwerwiegende Verdacht bestehe, 
daß er bei der Urabstimmung eine Verfälschung des Wahl­
ergebnisses vorgenommen habe» Die Kläger hatten sich an der 
Auszählung der bei dieser von der Gewerkschaft durchge- 
führten Urabstimmung abgegebenen Stimmen beteiligte Hierbei 
hatte ein Betriebsratskollege der Kläger, der von der Be­
klagten ebenfalls entlassene Zeuge P , eine Anzahl von 
Stimmzetteln, die sich für Annahme des Vermittlungsvor­
schlags und damit für die Beendigung des Lohnstreites er­
klärten, an sich genommen.

Mit ihren am 10C I&i 1958 beim Arbeitsgericht einge­
gangenen Klagen haben beide Kläger die Feststellung begehrt 
daß die fristlose Kündigung vom 25= April 1958 unwirksam 
sei und das Arbeitsverhältnis fortbestehe„ Mit Schreiben 
vom 2.. Juni 1958 teilte die Beklagte jedem der Kläger 
gleichlautend folgendes mit:

,:Es ist uns ein weiterer Tatbestand bekannt ge­
worden, der eine fristlose Entlassung aus 
Ihrem Arbeitsverhältnis bei uns rechtfertigt.
Denn wir haben erfahren, daß Sie nach Ihrer 
fristlosen Bntlassung vom 25* April 1958 
versucht haben, Belegschaftsmitglieder zu einem 
wilden Streik mit dem Ziel aufzuwiegeln, Ihre 
Wiedereinstellung zu erzwingen.
Auch wegen dieses Verstosses gegen die Frie­
denspflicht sprechen wir eine fristlose Ent­
lassung aus bzwc halten diese aufrechte"
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In der ersten Verhandlrng vor der Kammer des Arbeits­
gerichts am 11, Juni 1958 ließ jeder der beiden Kläger das 
Schreiben der Beklagten vom 2« Juni 1958 in Abschrift sowie 
einen Schriftsatz vom 10, Juni 1958 überreichen, in dem 
die neuen Beschuldigungen der Beklagten im einzelnen be­
stritten wurden. In dieser Verhandlung stellten die Kläger 
laut Sitzungsniederschrift "den Antrag aus der Klageschrift", 
Der gleiche Antrag wurde im folgenden Termin am 2, Juli 
1958 gestellt. Im Schriftsatz vom 8, Juli 1958 mit der 
Überschrift "Klageantrag-Ergänzung" teilten die Kläger mit, 
daß "die mit Schreiben vom 2, Juni 1958 ausgesprochene 
fristlose Entlassung ausdrücklich in den Beststellungsan- 
trag einbezogen" werde.

Das Arbeitsgericht hat nach Beweisaufnahme festge- 
stellt, daß die Arbeitsverhältnisse der Kläger durch die 
Kündigung vom 25» April 1958 nicht aufgelöst seien; im 
übrigen hat es die Klage abgewiesen, Hiergegen haben die 
Kläger Berufung, die Beklagte Anschlußberufung eingelegt.
Das Landesarbeitsgericht hat ohne eigene Beweisaufnahme 
beide Rechtsmittel zurückgewiesen« Mit der Revision er­
streben die Kläger die RestStellung, daß ihre Arbeitsver­
hältnisse auch über den 2« Juni 1958 hinaus fortbestehen, 
hilfsweise die Reststellung, daß ihre Arbeitsverhältnisse 
durch die Kündigungen vom 2« Juni 1958 nicht aufgelöst 
worden sind. Mit der Anschlußrevision begehrt die Beklagte 
Abweisung der Klage in vollem Umfange, Beide Parteien 
bitten außerdem um Zurückweisung des gegnerischen Rechts­
mittels ,

Entscheidungsgründef

Revision und Anschlußrevision sind begründet. Sie 
führen zur Aufhebung des angefochtenen Urteils in vollem 
Umfange und zur Zurückverweisung der Sache an das Landes­
arbeitsgericht c
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I, Die Kläger rügen mit Recht, daß das Landesarbeitsge­
richt das klageabweisende Erkenntnis des Arbeitsgerichts 
aufrechterhalten hat* Insoweit geht es um den Antrag der 
Kläger auf Feststellung, daß ihre Arbeitsverhältnisse auch 
durch die Kündigungen vom 2, Juni 1958 nicht aufgelöst wor­
den sind Lind fortbestehen,
1 . Eicht zu beanstanden ist in diesem Zusammenhang;, daß 
das Landesarbeitsgericht die Erklärungen der Beklagten vom
2, Juni 1958 als Kündigungserklärungen ausgelegt hat. Lie 
hiergegen gerichteten Angriffe der Revision sind nicht 
begründet, La es sich bei den Schreiben vom 2, Juni 1958 
um privatrechtliche Willenserklärungen nicht typischer 
Art handelt, ist nur eine begrenzte Nachprüfung im Re­
visionsverfahren möglich. Es kommt letztlich darauf an, 
daß die Auslegung des landesarbeitsgerichts, wenn auch 
nicht die einzig richtige, so doch wenigstens möglich ist. 
Las ist unbedenklich zu bejahen. Lie Ausdrucksweise “wir 
sprechen eine fristlose Kündigung aus bzw, halten diese 
aufrecht“ ist zwar etwas ungeschickt, kann aber unter den 
vorliegenden Umständen, insbesondere im Hinblick auf den 
ersten Satz des Schreibens, durchaus so verstanden werden, 
daß aus den angegebenen neuen Gründen (Aufwiegelung zum 
wilden Streik) auf jeden Pall noch einmal gekündigt werde, 
wenn nicht schon die frühere Kündigung wirksam sein sollte, 
Stwasandores ergibt sich auch nicht zwingend aus den 
Schriftsätzen der Beklagten vom 6, Juni 1958,
2, Ler Senat vermag dem Landesarbeitsgericht aber nicht 
darin zu folgen, daß die Kläger nicht rechtzeitig inner­
halb der Frist des § 3 KSchG und nicht formgerecht die 
Kündigungen vom 2, Juni 1958 angegriffen hätten, Labei kann 
in diesem Palle dahingestellt bleiben, ob die Kläger über­
haupt an die Vorschrift des § 3 KSchG gebunden waren 
(so BAG in BAG 5, 354; a,A, Auffahrt-Müller, KSchG, § 13 

Annu 24 mit ausführlichen Hinweisen), Tatsächlich sind 
sie den dort gestellten Anforderungen gerecht geworden,
-  5 -
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Dio Kläger haben innerhalb der Drei-Wochen-Frist des 
§ 3 KSchG,,, nämlich in der Verhandlung vor dem Arbeitsge­
richt am 11, Juni 1958 s nicht nur Abschrift des Kündi­
gungsschreibens vom 2, Juni 1958 vorgelegt, sondern auch 
hinreichend deutlich zum Ausdruck gebracht, daß die neuen 
Kündigungsgründe bestritten werden. Diese Erklärungen 
können nur dahin ausgelegt werden, daß für den Fall, 
daß die Schreiben vom 2, Juni 1958 als Kündigungser­
klärungen aufzufassen sind, auch die Rechtswirksamkeit 
dieser Kündigungen bekämpft werden soll. Dazu bedurfte 
es keiner neuen Klage, sondern es genügte, wenn die Kläger 
ihren Antrag auf die späteren Kündigungen ausdehnten.
Das haben die Kläger erkennbar getan, auch wenn sie for­
melhaft den “Antrag aus der Klageschrift“ gestellt haben, 
der 'die Kündigungen vom 2, Juni 1958 sicher nicht um­
fasste ,

Gerade bei der Kündigungsschutzklage werden keine 
zu strengen Anforderungen an die Form gestellt (BAG in 
BAG 3, 107 sowie AP Nr, 17 zu § 66 BetrVG), Es genügt, 
wenn ersichtlich ist, daß der Arbeitnehmer eine Kün­
digung nicht als berechtigt anerkennen will. Zur richtigen 
Antragstellung hat ihm dann das Gericht gemäß § 139 ZPO 
zu helfen, Daß das Arbeitsgericht dies im vorliegenden Fall 
unterlassen hat, kann den Klägern ebensowenig zum Nachteil 
gereichen wie die Stellung des “Antrages aus der Klage- 
schrift“v-.:Es ist unmöglich, daraus den Schluß zu ziehen, 
daß der in derselben Verhandlung in den Prozeß eingeführte 
Angriff gegen die erneuten Kündigungen etwa wieder fallen­
gelassen worden sei. Deshalb stellt auch die im Schrift­
satz der Kläger vom 8, Juli 1958 vorgenommene Antrags­
ergänzung nicht die Ankündigung eines neuen und wegen Frist­
ablaufs verspäteten Antrages dar, sondern bedeutet die 
Klarstellung des bisherigen, dem Gericht fristgerecht 
unterbreiteten Vorbringens, Auf diese Klarstellung hätte 
nach § 139 ZPO der Vorsitzende des Arbeitsgerichts schon 
in der Verhandlung am 11, Juni 1958 hinwirken müssen,
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3. Auf diesem Mangel beruht das Urteil des Landesar­
beitsgerichts, soweit es mit der Revision angefochten 
ist Es muß deshalb insoweit aufgehoben werden, ohne 
daß es dem Senat möglich ist, in der Sache abschließend 
zu entscheiden. Es fehlt dafür an den tatsächlichen Fest­
stellungen, auf die es für die Entscheidung der Frage 
ankommt, ob die Kündigungen vom 2, Juni 1958 materiell­
rechtlich wirksam sind. Diese Feststellungen wird das Lan- 
desarbeitsgerichts an das der Rechtsstreit zurückzuver- 
v/oisen ist., nachzuholen haben,
II£ Auch die Angriffe der Anschlußrevision gegen das 
angefochtene Urteil sind wenigstens teilweise begründet. 
Insoweit handelt es sich um die vom Landesarbeitsgericht 
bestätigte Feststellung des Arbeitsgerichts, daß die 
Arbeitsverhältnisse der Kläger durch die ersten Kündi­
gungen vom 25° April 1958 nicht aufgelöst seien,
1r Die Beklagte beanstandet mit Recht, daß das Landes­
arbeitsgericht den von ihr für eine von dem Zeugen P 
übei den Kläger zu 2) abgegebene Erklärung benannten 
Zeugen R (Bl, 142 VorA) nicht vernommen und dafür
auch keine Begründung gegeben hat. Darin liegt ein Ver­
stoß gegen § 286 ZPO, der auch erheblich ist, weil für 
den Fall, daß der Zeuge R die Erklärung des Zeugen
P bestätigt, der gesamte Vorgang, der Anlaß zur
fristlosen Kündigung gegenüber den beiden Klägern war, 
in einem anderen Licht erscheint. Sollte, was nach dem 
Inhalt der Akten des Landesarbeitsgerichts nicht ausge­
schlossen ist, der Antrag auf Vernehmung des Zeugen R 
verspätet gewesen sein (§ 529 ZPO, § 67 ArbGG), so hätte 
sich hierüber das Landesarbeitsgericht auslassen müssen. 
Ohne eine solche Klärung muß davon ausgegangen werden, 
daß das Landesarbeitsgericht nicht den gesamten Vortrag 
der Beklagten gewürdigt hat,

-  7 -
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2. Das Landesarbeitsgericht hat sich auch nicht mit der
unter Beweis gestellten Behauptung der Beklagten Befasst, 
daß insgesamt etwa 200 Stimmzettel "beseitigt worden seien, 
während de:. Zeuge P nur die Beseitigung von 28 Stimm-
zetteln zugestanden hat» Auch darin liegt ein Verstoß 
gegen § 286 ZPO,, Dieser ist erheblich, weil bei Bestäti­
gung der Behauptung der Beklagten der auf die Kläger fal­
lende Verdacht sich nicht unerheblich verstärkt, zumal 
das Landesarbeitsgericht die Angaben des Zeugen P
für glaubhaft hält und somit, wenn mehr als 28 Stimmzettel 
beseitigt sein sollten, andere Personen, darunter die 
Kläger, in einen stärkeren Verdacht geraten.
3. Auf die weiteren Rügen der Beklagten braucht nicht 
mehr eingegangen zu werden, weil schon die unter Ziff. 1 
und 2 genannten Mängel zur Aufhebung des Urteils des Lan­
desarbeitsgerichts nötigen, soweit es mit der Anschluß­
revision angefochten ist. Erst wenn der volle Sachver­
halt, wie er von den Parteien unterbreitet ist, vom 
Landesarbeitsgericht zugrundegelegt wird, kann eine ab­
schliessende Entscheidung darüber getroffen werden, ob 
die den Klägern von der Beklagten zur Last gelegten Hand­
lungen geschehen sind oder ob doch wenigstens ein so schwer­
wiegender Verdacht auf den Klägern ruht, daß daraufhin
die fristlosen Entlassungen gerechtfertigt sind. Die 
Sache muß deshalb, auch soweit um die Rechtswirksamkeit 
der ursprünglichen Kündigungen gestritten wird, an das 
Landesarbeitsgericht zurückverwiesen werden»
4 Da es für den weiteren Gang des Verfahrens von Be­
deutung sein kann, weist der Senat darauf hin, daß das 
Landesarbeitsgericht bei Prüfung der Wirksamkeit der 
auf den Verdacht unerlaubter Handlungen gestützten Kündi­
gungen mit Recht auch solche Umstände berücksichtigt hat, 
die nach den Kündigungen vom 25. April 1958 liegen» Der 
Beklagten ist zuzugeben, daß bei einer Verdachtskündigung 
nur die Umstände im Zeitpunkt der Kündigungserklärung er­
heblich sind» Dazu gehören aber nicht nur die Tatsachen
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oder die vermuteten Tatsachen, die den Verdacht begründen, 
also den Arbeitnehmer belasten, sondern auch solche Um­
stände, die zugunsten des Arbeitnehmers sprechen» Auch 
diese muß der Arbeitgeber in Betracht ziehen, wenn er 
sich nicht der Gefahr aussetzen will, daß der von ihm 
angenommene Grund zur Kündigung bei gerichtlicher Nach­
prüfung nicht anerkannt wird» Der Arbeitgeber kann die 
entlastenden Momente in aller Regel aber nur berück­
sichtigen, wenn er den Arbeitnehmer vor der Kündigung von 
dem auf ihm ruhenden Verdacht unterrichtet und ihm Gele­
genheit gegeben hat, zu der Verdächtigung Stellung zu nehmen» 
Andernfalls wäre es dem Arbeitgeber möglich, auf einen noch 
so unbegründeten Verdacht die Kündigung zu stützen, wenn 
nur sein Gewährsmann, der ihm bestimmte Tatsachen mitge- 
teilt hat, seine Verdächtigungen mit Überzeugungskraft 
vorbringt,

Wenn dagegen der Arbeitgeber die Anhörung des in Ver­
dacht stehenden Arbeitnehmers unterlässt und ihm damit die 
Möglichkeit der Reinigung nimmt, vielmehr ohne oder ohne 
ausreichende eigene Prüfung die Kündigung erklärt, dann 
muß er es sich gefallen lassen, daß im Streitfälle das 
Gericht in eine Prüfung darüber eintritt, ob der Arbeit­
geber zur Zeit der Kündigung auch bei gehöriger, ihm mög­
licher Aufklärung des Sachverhaltes einen so schwerwiegen­
den Verdacht hegen konnte, daß er die Kündigung rechtfertigte» 
Diese Voraussetzungen für eine weitere Aufklärung waren,

' wie sich aus den Peststellungen des Landesarbeitsgerichts 
ergibt, im vorliegenden Pall vor Ausspruch der Kündigung 
gegeben» Die Beklagte hat den Klägern vor den ersten 
Kündigungen weder von dem auf ihnen ruhenden Verdacht 
Kenntnis gegeben noch sie zur Stellungnahme aufgefordert»
Daß sich die Gewerkschaft und der Betriebsrat mit den Vor­
fällen befasst haben, kann die Beklagte von ihrer eigenen 
Prüfungspflicht nicht befreien»

Demnach hat das Landesarbeitsgericht mit Recht sich 
nicht mit der Klärung der Präge begnügt, ob der Verdacht
9
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auf Grund der der Beklagten vor den Kündigungen bekannt ge­
wordenen Umstände die Kündigungen gerechtfertigt hätte, 
sondern es hat zusätzliche Feststellungen darüber getrof­
fen, ob die Beklagte die ihr mitgeteilten Anschuldigungen 
als glaubhaft hinnehmen konnte oder nicht» Dazu hat das 
Landesarbeitsgericht zutreffend auf die Gewährsleute der 
Beklagten abgestellt und damit eine notwendige Prüfung 
vorgenommen, die bei richtigem Verhalten der Beklagten ihr 
schon vor der Kündigung obgelegen hätte»

gez, Br.- Schröder Wichmann Br» Gröninger
Br» Gerland Hüsing
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